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Termine
Mo 16.06. // 18:30 Uhr 
Spieleabend  
Schinkelstraße 13, 
Neuruppin

Do 03.07. // 18 Uhr 
Neumitgliedertreffen  
aus dem Bereich Wittstock- 
Heiligengrabe

Sa 05.07. // 14-17 Uhr 
Repaircafe,  
Burgstraße 27, Wittstock

Melissa, besser bekannt als 
Meli, ist 27 Jahre alt. Anfang 
des Jahres hat sie sich ge-
meinsam mit ihrem Mann ent-
schieden, der Linken beizu-
treten. „Ausschlaggebend“, so 
sagt sie heute, „waren vor al-
lem die gesellschaftliche Situ-
ation, das Erstarken der AfD, 
die soziale Schieflage und 
auch das Agieren der Linken. 
Wir wollten nicht mehr am 
Rand stehen, sondern uns en-
gagieren“, sagt die Pferdewir-
tin, die voller Leidenschaft auf 
der Banti-Cow-Ranch arbei-
tet. Und da der Weg zur Lin-
ken auch online möglich ist, 
war es kein Hindernis, dass 
sie vor Ort niemand von der 
Partei kannte. Das änderte 
sich nach dem Eintritt ganz 
schnell, denn die 

Genoss:innen vor Ort hießen 
sie und ihren Mann ziemlich 
schnell willkommen. 	  
In ihrer Jugend ist Meli im 
Spreewald, ihrer Heimatre-
gion, immer wieder auf Neo-
nazis gestoßen, die überall ihr 
Unwesen trieben. Vor oder 
sogar in den Schulen, in Ju-
gendklubs und überall dort, 
wo sich junge Menschen tra-
fen. Sie boten Gemeinschaft, 
Lagerfeuer, Alkohol und ein-
fache, meist menschenver-
achtende Antworten. Viele 
ihrer Schulkameraden fielen 
auf diese Leute rein, denn sie 
boten Geselligkeit und An-
erkennung. Meli engagierte 
sich unterdessen bei den jun-
gen Humanisten. Heute ist sie 
froh darüber, dass diese Or-
ganisation ihr auch Einblicke 

in die deutsche Vergangen-
heit ermöglichte. Sie besuch-
ten Gedenkstätten, die über 
das schreckliche Leid der 
Menschen Aufschluss geben, 
die von den Nazis zusammen-
gepfercht, gefoltert und tau-
sendfach ermordet wurden. 
„Das darf es nie wieder ge-
ben“, sagt Meli, „wir dürfen nie 
wieder wegschauen, wenn 
Menschen diffamiert, ernied-
rigt und verfolgt werden, 
wenn es gegen die Schwächs-
ten der Gesellschaft geht.“	
Sie würde gern etwas für Kin-
der und Jugendliche tun, ge-
meinsam mit Gleichgesinnten 
in den Dörfern schauen, was 
es für Freizeitangebote gibt 
und Räume schaffen, für jun-
ge Leute. „Jugendliche brau-
chen Orte, an denen sie sich 

treffen und etwas sinnvolles 
tun können. Das dürfen wir 
nicht den Nazis überlassen“, 
ist Meli überzeugt.  	  
 
■■ Gerlinde Krahnert

Unter dem Motto „Welten 
verbinden“ konnten Interes-
sierte am 17. Mai wieder einen 
Blick hinter sonst verschlos-
sene Tore der Neuruppiner 
Innenstadt werfen. 	  
 
12 Höfe boten diesmal ein 
kleines Programm, darunter 
auch Die Linke mit ihrem Hof 
in der Schinkelstraße 13. Zwei 
besondere Highlights erwar-
teten diesmal die Besucher. 
Einmal die Künstlerin Annett 
Glöckner, die unter dem Motto 
„Kunst machen“ Kinder wie Er-
wachsene zum Mitmachen 
animierte. Zum zweiten 

mexikanische Folklore mit 
dem Gitarristen Irving San-
chez, der mit seiner Stimme 
und Musik die Menschen zum 
Verweilen und Entspannen 
einlud. Kaffee, Kuchen und 
Getränke trugen ebenfalls 
dazu bei, dass der Hof nicht 
leer wurde. Auch kurze Re-
genschauer konnten die Stim-
mung nicht trüben – es gab ja 
auch noch eine kleine Ausstel-
lung mit Arbeiten von Mari-
anne Kühn-Berger in den Räu-
men der Geschäftsstelle, die 
ebenfalls sehr gut angenom-
men wurde.	  
■■ Jürgen Schubert

In Wahlkampfzeiten prägen 
Plakate das Straßenbild. Doch 
was passiert mit diesen Plaka-
ten, nachdem die Wahl vorbei 
ist? Die meisten landen im 
Müll. Eine kreative Lösung für 
dieses Problem bietet das Up-
cycling von gebrauchten 
Wahlplakaten als Malgründe.	

Die sogenannten „Easyplates“ 
können nach dem Abhängen 
nach der Wahl als wiederver-
wendbare „Leinwände“ die-
nen. Künstler:innen und krea-
tive Köpfe können auf diesen 
Plakaten ihre Werke schaffen 
und somit nicht nur Müll spa-
ren, sondern auch einzigartige 

Kunstwerke hervorbringen.	
Die Künstlerin Jeanette Heene 
aus Goldbeck freut sich immer 
über neue Wahlplakate, um 
sie beispielsweise im Kunst-
unterricht zu nutzen. 	  
„Auch viele Kolleg*innen fra-
gen schon nach Nachschub.“ 
sagt sie. 	  
Auch das Goldbecker Burg-
theater nutzt die Wahlplakate. 
Für die Aufführung des  
Stückes „Die Meistersinger 
von Goldbeck“ fertigte Agnes 
Domke aus Berlin daraus  
Requisiten. „Indem wir ge-
brauchte Wahlplakate als  
Malgründe und ähnliches ver-
wenden, können wir nicht nur 
Müll vermeiden, sondern die-
se auch kreativ nutzen.“ so die 
Künstlerin. 	  
Also, warum nicht das nächste 
Wahlplakat zu einem Kunst-
werk umfunktionieren und so-
mit einen Beitrag zum Um-
weltschutz leisten?	  
■■ Christian Richter

Die Hoffnungsträgerin der 
Brandenburger SPD, Innen-
ministerin Katrin Lange, ist 
nach nur 5 Monaten im Amt 
zurückgetreten.  
 
Sie hat „den Hass und die per-
sönlichen Anfeindungen auch 
aus den eigenen Reihen“ nicht 
mehr ertragen wollen. Schließ-
lich hatte sie doch nur den 
Verfassungsschutzchef ent-
lassen, weil er sie über die Hö-
herstufung der brandenburgi-
schen AfD als gesichert 
rechtsextrem nicht rechtzeitig 
informiert hatte. Mit der Welle 
der Empörung aus der Zivilge-
sellschaft hatte Lange nicht 
gerechnet. Und schon gar nicht 
mit der Reaktion ihrer eigenen 
Genoss:innen. So etwas hatte 
es in der SPD in Brandenburg 
noch nie gegeben. Nicht 

einmal dem Landesvorsitzen-
den, der bis zuletzt uneinge-
schränkt zu Katrin Lange hielt, 
folgten die Basis und gewich-
tige Teile der Landtagsfrak-
tion. Der Vorhalt, die Innen-
ministerin sei auf dem rechten 
Auge blind, wog zu schwer.	
Nun soll es René  
Wilke richten. Der, nachdem 
er sich von den Linken  
getrennt hatte, partei- 
lose Oberbürgermeister von 
Frankfurt (Oder), wegen 

seiner Kompetenz und Gradli-
nigkeit über Parteigrenzen 
hinweg anerkannt, wurde am 
22. Mai 2025 zum Innenminis-
ter berufen. Auch das ist ein 
Indiz dafür, dass die einst so 
machtbesessene SPD aus der 
Spur geraten ist. Nun ist es an 
Wilke zu beweisen, dass er 
auch ohne SPD-Parteibuch 
das mächtige Innenressort im 
Interesse der Brandenbur-
ger:innen führen kann. 	  
■■ Gerlinde Krahnert

Vorgestellt: 
Melissa Liebscher,  
ein Neumitglied aus Bantikow

In eigener 
Sache  
Liebe Leserin,  
lieber Leser, 
heute halten Sie die  
erste gemeinsame Zei-
tung der Linken Kreisver-
bände Ostprignitz-Rup-
pin und Prignitz in den 
Händen. Mit der „Märki-
schen Linken“ wollen wir 
Sie über die Themen, 
Standpunkte und Erfah-
rungen der Linken infor-
mieren. Ob kommunal-, 
landes- oder bundespoli-
tisch, wir wollen Sie aus 
erster Hand informieren 
und gern auch Ihre  
Meinung erfahren.  
Wir freuen uns auf Ihre 
Vorschläge, Hinweise 
und Kritiken. Schreiben 
Sie uns auch Ihre thema-
tischen Wünsche an die 
im Impressum benannten  
Geschäftsstellen.  
Mit freundlichen Grüßen, 	
Ronny Kretschmer, Kreis-
vors. der Linken OPR und 
Thomas Domres, Kreis-
vors. der Linken Prignitz

Quo vadis, SPD?

Kunst auf Wahlplakaten:  
Eine kreative Lösung für 
weniger Müll

Neuruppiner öffnen 
ihre Höfe

Aus Wahlplakaten werden Kunstwerke, so geht Nachnutzung

Die linke Zeitung für die Prignitz und Ostprignitz-Ruppin. Ausgabe 07/ Juni 2025
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Am 12. Mai war der Tag der 
Pflege. Übrigens deshalb, 
weil am 12. Mai 1820  
Florence Nightingale gebo-
ren wurde, die als Begründe-
rin der modernen Kranken-
pflege gilt.

Die Linke will mehr gesell-
schaftliche Aufmerksamkeit 
auf die Arbeit von Pflege- 
kräften und pflegenden Ange-
hörigen richten. 	  
„Doch mit Ehrentagen und lo-
benden Worten ist es nicht 
getan. Für unser Pflegesys-
tem ist es längst fünf nach 
zwölf!“, sagt Katharina Slanina, 
Landesvorsitzende der Bran-
denburger Linken. 	  
Der Fachkräftemangel wach-
se von Woche zu Woche und 
damit verschlechtern sich 
auch die Arbeitsbedingungen 
für diejenigen, die den Beruf 
ausüben, so Slanina weiter. 
Und die mangelnde Anerken-
nung der Leistungen und die 
fehlende soziale Absicherung 
pflegender Angehöriger trage 
nicht zur Entlastung bei. 
„Unser Pflegesystem braucht 

einen radikalen Neustart:  
familienfreundliche Arbeits-
bedingungen und angemes-
sene Bezahlung. Eine Perso-
nal-Mindestausstattung, die 
gesundheitsgefährdende 
Überlastungen wirksam ver-
hindert. Eine solidarische  
Pflege-Vollversicherung, in 
die alle einzahlen – auch  
Abgeordnete, Beamte und 
Selbstständige. Nur so kön-
nen wir ein Pflegesystem  
finanzieren, bei dem wieder 
die Menschlichkeit im Zent-
rum steht und nicht der 
Profit!“

Übrigens: 
In Österreich wurde von der 
amtierenden sozialdemokrati-
schen Partei (SPÖ) im Burgen-
land ein staatlich finanziertes 
Pilotprojekt ins Leben geru-
fen, bei dem pflegende  
Angehörige für ihre Arbeit  
öffentlich angestellt, entlohnt 
und sozialversicherungs-
pflichtig werden können. Sie 
erhalten einen Pflegelohn auf 
Mindestlohnniveau. Es gibt re-
gelmäßig Supervision und 

begleitende Fortbildung, die 
zu einem Zertifikat führen. Für 
die Finanzierung des Pflege-
lohns wird ein gestaffelter Teil 
der Rente und des Pflege- 
geldes einbehalten und durch 
einen staatlichen Förder- 
beitrag aufgestockt. 	  
Außerdem gibt es fachliche 
Unterstützung und die Isola-
tion der Pflegenden wird 

aufgebrochen. Damit werden 
sicher nicht alle Probleme ge-
löst, resümiert die Rosa- 
Luxemburg-Stiftung, die die 
Kurzstudie veröffentlicht hat, 
aber es könnte ein Baustein 
der nötigen Pflegereform sein. 
Mehr Infos: www.rosalux.de/ 
publikationen 
 
■■ Gerlinde Krahnert 

Am 2. Mai stufte der Verfas-
sungsschutz die AfD als  
Gesamtpartei als gesichert 
rechtsextrem ein.	  
 
 
  

„Schon seit längerem macht 
die Partei keinen Hehl mehr 
aus ihrer Absicht, die Demo-
kratie abzuschaffen, tritt ag-
gressiv und kampfbereit auf“,	
kommentiert Sebastian Walter, 
Landesvorsitzender der Bran-
denburger Linken. 	  
Der Brandenburger Landes- 
verband gehöre innerhalb der 
AfD zu den aggressivsten,  
erklärt Walter weiter. 	  
„Wir fordern die Brandenbur-
gische Landesregierung auf, 
im Bundesrat die unverzügli-
che Einleitung eines Verbots-
verfahrens zu beantragen. Wir 
alle haben die Pflicht, die  
Demokratie zu verteidigen. 

Konkret heißt das: wir  
brauchen das AfD-Verbot 
jetzt und die konsequente 
Zerschlagung rechtsextremer 
und demokratiefeindlicher 
Strukturen!“	  
Alle, die für eine Normalisie-
rung der AfD werben, stärken 
damit Rechtsextreme und ge-
fährden die Demokratie. 	  
„Ich war früher immer gegen 
ein Verbotsverfahren, weil 
man mit einem Verbot natür-
lich nicht die Ideologie aus 
den Köpfen herausbekommt“, 
erklärt Jan van Aken, Partei-
vorsitzender der Linken. 	
„Aber wenn wir uns nun  
anschauen, wie offen die AfD 

die Demokratie abschaffen 
möchte, sollten wir ihr nicht 
unsere schärfste Waffe – die 
Demokratie – an die Hand ge-
ben.“ Gleichzeitig müsse die 
AfD politisch bekämpft wer-
den, indem die Probleme der 
Menschen endlich ernst ge-
nommen und ihnen Zuversicht 
gegeben werde. „Der Rechts-
ruck ist kein Zufall – er wurde 
über Jahre hinweg durch so-
ziale Kürzungen und eine Poli-
tik, die sich an den Interessen 
der Reichen und Mächtigen 
orientiert, politisch genährt“, 
so van Aken. 	  
 
■■ Gerlinde Krahnert

Am 22. Mai protestierten tau-
sende Lehrkräfte, Schüler:in-
nen und Eltern in Potsdam 
gegen die Bildungspolitik der 
SPD-BSW-Landesregierung. 
Die Linke unterstützte den 
Protest. Der Landes- 
vorsitzende erklärte:	  

„Einsparungen, Mehrarbeit, 
unbesetzte Stellen - so sieht 
unzuverlässige Bildungspoli-
tik auf Kosten der Schüler:in-
nen aus. Wir brauchen statt, 
dessen mehr Qualität und 
mehr Personal in den 
Schulen.“

Man mag darüber streiten, ob 
man Hoffnung organisieren 
kann. Die Botschaft dieses 
Arbeitsauftrags ist klar: wenn 
soziale Kälte und heiße  
Kriegsgefahr wachsen, braucht 
es umso dringender die Linke 
als politische Kraft, die Prob-
leme kennt, Ursachen klar be-
nennt, engagiert für Lösungen 
kämpft und die Profitierenden 
des falschen Systems in Ver-
antwortung nimmt. Nur so 
kann Hoffnung entstehen.  
Das ist gleichzeitig auch Auf-
trag an die Linke selbst, sich 
weiterzuentwickeln, wie im 
Leitantrag beschrieben. Das 
gilt für ihre Verankerung in der 
Gesellschaft, die Stärkung 
ihrer Durchsetzungskraft, ihre 

thematische Fokussierung, 
und sie muss für ihre Utopie 
einer besseren Gesellschaft 
begeistern. Der Parteitag hat 
sich darüber hinaus auch  
aktuell positioniert: gegen die 

Wehrpflicht, gegen Kriegs-
tüchtigkeit, gegen Polizei- 
gewalt, für einen sozial- 
ökologischen Umbau, gegen 
drohende Atomtransporte,  
für die Anerkennung der  

jenischen Minderheit. 	  
In einem Dringlichkeitsantrag 
fordert die Linke die Durch-
setzung des Völkerrechts in 
Gaza und sie stellt sich gegen 
Rassismus, Antisemitismus 
und Unterdrückung überall 
auf der Welt. Leider hat ein 
weiterer Antrag zu Gaza mit 
knapper Mehrheit die beim 
Parteitag in Halle beschlosse-
ne wichtige Debatte zur Defi-
nition des Antisemitismus 
ohne Not für beendet erklärt, 
die aufgrund des Bundestags-
wahlkampf noch gar nicht ge-
führt werden konnte, was den 
Initiator:innen wohl entgangen 
ist oder egal war – wie auch 
der politische Schaden. 
■■ Kirsten Tackmann

Demokratie verteidigen  
Die Linke: AfD-Verbotsverfahren jetzt!

Kurz &  
knapp

Bundesparteitag:  
Die Hoffnung organisieren

Ehrenamt mit Herz:  
Gesundheitsbuddys in Brandenburg

„Gesundheitsbuddy“, ein sper- 
riges Wort, welches im Klee-
blatt inzwischen bekannt ist. 
In der Gemeinde Wuster- 
hausen/Dosse und in den  
Ämtern Neustadt (Dosse) und 
Gumtow sind diese in  
Vereinen tätig. Die ersten  
Gesundheitsbuddys wurden 

2015 in Brandenburg ausgebil-
det. Heute gibt es sie von Lud-
wigsfelde bis Wittenberge. Zur 
Zeit läuft ein Ausbildungskurs 
in Gumtow. „Gesundheits-
buddy“ sind ehrenamtliche All-
tagsbegleiter für Senioren:in-
nen beziehungsweise pflege- 
bedürftige Menschen. Um dies 
sein zu können, absolvieren 
die Ehrenamtlichen eine 
50-stündige Ausbildung. Die 
meisten sind 60 bis 75 Jahre 
alt und engagieren sich mit 
dem Ziel für Menschen im hö-
heren Alter die Mobilität zu er-
halten und zu verbessern. 

Angehörige erfahren Entlas-
tung. Der soziale Austausch 
wird gestärkt. Nach Vereinba-
rung trifft man sich ein- bis 
zweimal pro  
Woche. Ein Hausbesuch dau-
ert eine Stunde und kostet 
13,00 €. Die Pflegekassen 
übernehmen unter bestimm-
ten Bedingungen die Kosten. 
Im Land Brandenburg wird 
dieses Engagement honoriert. 
Über Fördermittel aus dem 
Pakt für  Pflege können  
Weiterbildungen und vieles 
mehr für die Buddys finanziert 
werden. Die Netzwerktreffen 

mit dem Landkreis dienen 
dem Austausch und der 
Unterstützung der Arbeit.  
Wer jetzt neugierig ist und 
mehr wissen möchte, egal ob 
vielleicht als zukünftiger  
Buddy oder als Nutzer:in, kann 
sich gern bei uns melden. Kon-
taktdaten stehen auf der Inter-
netseite der Gemeinde Wust-
erhausen: 	  
 
www.wusterhausen.de/
verzeichnis/visitenkarte.
php?mandat=236009 
 
■■ Petra Buschke

Neustart für das Pflegesystem 
Die Linke Brandenburg: Pflege  
menschenwürdig und zukunftsfest organisieren.
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kann. Die Botschaft dieses 
Arbeitsauftrags ist klar: wenn 
soziale Kälte und heiße  
Kriegsgefahr wachsen, braucht 
es umso dringender die Linke 
als politische Kraft, die Prob-
leme kennt, Ursachen klar be-
nennt, engagiert für Lösungen 
kämpft und die Profitierenden 
des falschen Systems in Ver-
antwortung nimmt. Nur so 
kann Hoffnung entstehen.  
Das ist gleichzeitig auch Auf-
trag an die Linke selbst, sich 
weiterzuentwickeln, wie im 
Leitantrag beschrieben. Das 
gilt für ihre Verankerung in der 
Gesellschaft, die Stärkung 
ihrer Durchsetzungskraft, ihre 

thematische Fokussierung, 
und sie muss für ihre Utopie 
einer besseren Gesellschaft 
begeistern. Der Parteitag hat 
sich darüber hinaus auch  
aktuell positioniert: gegen die 

Wehrpflicht, gegen Kriegs-
tüchtigkeit, gegen Polizei- 
gewalt, für einen sozial- 
ökologischen Umbau, gegen 
drohende Atomtransporte,  
für die Anerkennung der  

jenischen Minderheit. 	  
In einem Dringlichkeitsantrag 
fordert die Linke die Durch-
setzung des Völkerrechts in 
Gaza und sie stellt sich gegen 
Rassismus, Antisemitismus 
und Unterdrückung überall 
auf der Welt. Leider hat ein 
weiterer Antrag zu Gaza mit 
knapper Mehrheit die beim 
Parteitag in Halle beschlosse-
ne wichtige Debatte zur Defi-
nition des Antisemitismus 
ohne Not für beendet erklärt, 
die aufgrund des Bundestags-
wahlkampf noch gar nicht ge-
führt werden konnte, was den 
Initiator:innen wohl entgangen 
ist oder egal war – wie auch 
der politische Schaden. 
■■ Kirsten Tackmann

Demokratie verteidigen  
Die Linke: AfD-Verbotsverfahren jetzt!

Kurz &  
knapp

Bundesparteitag:  
Die Hoffnung organisieren

Ehrenamt mit Herz:  
Gesundheitsbuddys in Brandenburg

„Gesundheitsbuddy“, ein sper- 
riges Wort, welches im Klee-
blatt inzwischen bekannt ist. 
In der Gemeinde Wuster- 
hausen/Dosse und in den  
Ämtern Neustadt (Dosse) und 
Gumtow sind diese in  
Vereinen tätig. Die ersten  
Gesundheitsbuddys wurden 

2015 in Brandenburg ausgebil-
det. Heute gibt es sie von Lud-
wigsfelde bis Wittenberge. Zur 
Zeit läuft ein Ausbildungskurs 
in Gumtow. „Gesundheits-
buddy“ sind ehrenamtliche All-
tagsbegleiter für Senioren:in-
nen beziehungsweise pflege- 
bedürftige Menschen. Um dies 
sein zu können, absolvieren 
die Ehrenamtlichen eine 
50-stündige Ausbildung. Die 
meisten sind 60 bis 75 Jahre 
alt und engagieren sich mit 
dem Ziel für Menschen im hö-
heren Alter die Mobilität zu er-
halten und zu verbessern. 

Angehörige erfahren Entlas-
tung. Der soziale Austausch 
wird gestärkt. Nach Vereinba-
rung trifft man sich ein- bis 
zweimal pro  
Woche. Ein Hausbesuch dau-
ert eine Stunde und kostet 
13,00 €. Die Pflegekassen 
übernehmen unter bestimm-
ten Bedingungen die Kosten. 
Im Land Brandenburg wird 
dieses Engagement honoriert. 
Über Fördermittel aus dem 
Pakt für  Pflege können  
Weiterbildungen und vieles 
mehr für die Buddys finanziert 
werden. Die Netzwerktreffen 

mit dem Landkreis dienen 
dem Austausch und der 
Unterstützung der Arbeit.  
Wer jetzt neugierig ist und 
mehr wissen möchte, egal ob 
vielleicht als zukünftiger  
Buddy oder als Nutzer:in, kann 
sich gern bei uns melden. Kon-
taktdaten stehen auf der Inter-
netseite der Gemeinde Wust-
erhausen: 	  
 
www.wusterhausen.de/
verzeichnis/visitenkarte.
php?mandat=236009 
 
■■ Petra Buschke

Neustart für das Pflegesystem 
Die Linke Brandenburg: Pflege  
menschenwürdig und zukunftsfest organisieren.
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Das Hin und Her mit der Zugverbindung RB 73/74 muss  
aufhören. Wir brauchen Sicherheit für unseren Regional-
verkehr und bessere Verbindungen.

Ende April kam die Schockmel-
dung: Der RB 73/74 steht vor 
dem Aus. Eine Nachbestellung 
der Linie ist ungewiss. 10 Tage 
später die Kehrtwende: Ina 
Bartmann, Staatssekretärin für 
Infrastruktur, bezieht Stellung 
und versichert: Die Strecke 
bleibt, spricht sich sogar für 
einen Ausbau aus. Da fragt man 
sich doch: Was denn nun? 	Wa-
rum werden Strecken des öf-
fentlichen Nahverkehrs immer 

wieder in Frage gestellt?	  
Die Linke fordert einen verläss-
lichen Nahverkehr, damit kein 
Mensch, der darauf angewie-
sen ist, um seine Strecke ban-
gen muss. Schluss mit der Fo-
kussierung im ÖPNV auf Berlin 
und Hamburg. Das Ergebnis 
dieser Priorisierung sind lange 
Wartezeiten, zum Beispiel für 
alle, die vom  RB73 in den RE8 
Richtung Wittenberge umstei-
gen müssen. In Neustadt 

angekommen muss man dann 
circa eine Stunde warten, weil 
der Anschlusszug planmäßig 
bereits vor wenigen Minuten 
abgefahren ist.	  
Die Linke setzt sich auch für 
einen Ausbau der Nord-Süd-
Achse zwischen Neustadt bzw 
Güstrow und Rostock ein.  
Das Potenzial dieser Strecke ist 
bereits im März 2023 von 

Expert:innen einstimmig bestä-
tigt worden. Durch eine zweite 
Schienenverkehrsachse zwi-
schen Berlin und Rostock  
könnte man von Kyritz, Wust-
erhausen/Dosse, Pritzwalk und 
Meyenburg, von Plau und Kra-
kow am See in Richtung Berlin, 
Rostock und Hamburg pendeln. 
Ein Plus für Region und Klima!	
■■ Julia Köppe

„Schluss mit der Abschiebe-
Hysterie – Deutschland braucht 
eine entschlossene Willkom-
menskultur“, so die Überschrift 
über dem wenig beachteten 
Forderungskatalog des Unter-
nehmerverbandes Berlin-Bran-
denburg  (UVBB) im Februar 
diesen Jahres. Medien und 
Politik seien dominiert von 
einem „Überbietungswettbe-
werb, wer die härtesten Ab-
schieberegeln durchsetzen 

kann“, beklagt der Unterneh-
merverband. Das schade der 
Lösung des größten Problems 
der Unternehmen in Branden-
burg: dem Mangel an Arbeits-
kräften. Der Verband fordert 
kürzere Wartezeiten auf 
Arbeitserlaubnisse im Asylver-
fahren, Aufenthaltstitel nach 
einem Jahr für Arbeitssuchen-
de, Abschiebestopp für Asyl-
bewerber mit Jobaussicht, 
schnelle Visaverfahren und  

Berufsanerkennungen.  
„Wir müssen die Willkommens-
kultur nicht nur in unseren  
Gesetzen verankern, sondern 
vor allem in unserer Haltung 
gegenüber denjenigen, die 
unsere Zukunft mitgestalten 
wollen.“ Der Mittelstand sei 
sonst existenziell gefährdet. 	
Genau entgegengesetzt dazu 
fordert die AfD die „Umorientie-
rung von einer Willkommens- 
zu einer Abschiebekultur“. Das 
Potsdamer Moses Mendelss-
hon Zentrum (MMZ) hat für 
eine kürzlich erschienene 

Studie über die Brandenburger 
AfD deren Kommunalprogram-
me gesichtet und ein sehr un-
einheitliches Bild gefunden, bis 
auf diesen einen Punkt. Und 
genau da hat sich die CDU der 
AfD erschreckend angenähert.  
Nicht zufällig nennt der  
Unternehmerverband seine 
Forderungen einen „Fünf-
Punkte-Plan für eine echte  
Willkommenskultur in Deutsch-
land“, sozusagen als Entgeg-
nung zum Fünf-Punkte-Ab-
schottungs-Plan des Friedrich 
Merz.

Perleberg ist stolz auf seine  
lebendige Kultur- und Sport-
szene: Konzerte, Stadtfeste, 
Sportveranstaltungen und 
Märkte bringen Menschen 
zusammen und schaffen Ge-
meinschaft. Doch mit jedem 
Event entsteht auch eine 
Menge Müll – vor allem durch 
Einwegbecher und -geschirr. 
Ein Mehrwegsystem könnte 
das ändern und die Stadt 
nachhaltiger machen.	  
Bei Veranstaltungen landen 
oft tausende Einwegbecher 

im Müll. Diese sind meist aus 
Kunststoff und werden nur 
wenige Minuten genutzt – mit 
langfristigen Folgen für die 
Umwelt. Ein Mehrwegsystem, 
bei dem Becher und Geschirr 
nach Gebrauch gereinigt und 
wiederverwendet werden, 
reduziert nicht nur den Abfall, 
sondern auch die CO₂-Bilanz 
solcher Events deutlich.	  
Andere Städte machen es 
bereits vor: Sie setzen auf 
einheitliche, standardisierte 
Mehrwegbecher, die bei 

vielen Veranstaltungen im 
Umlauf sind. Auch in Perle-
berg wäre das möglich – 
durch die Zusammenarbeit 
von Stadt, Veranstaltern und 
Gastronomie. Besucher:innen 
würden durch ein Pfandsys-
tem motiviert, Becher zurück-
zugeben. Das ist einfach, 
praktikabel und längst er-
probt.	  
Ein Mehrwegsystem stärkt 
zudem das nachhaltige Image 
Perlebergs. Es zeigt: Unsere 
Stadt denkt an morgen und 

übernimmt Verantwortung. 
Sauberere Plätze, weniger 
Müll und ein gutes Gefühl bei  
Veranstaltungsbesucher:innen –  
all das spricht für eine  
Umstellung. Jetzt ist der  
richtige Zeitpunkt, diesen 
Schritt gemeinsam zu gehen.	
Die Linke hat in die Stadt- 
verordnetenversammlung  
Perleberg einen Antrag ein-
gebracht, die Einführung 
eines Mehrwegsystems zu 
prüfen. 
■■ Thomas Domres

Die Zukunft des RB 73/74 und  
die Bedeutung eines zuverlässigen 
Nahverkehrs im ländlichen Raum

Klares Signal für Vielfalt und Verantwortung:  
Der Jugendhilfeausschuss Prignitz  
wählt neuen Vorsitz

Das geht  
uns alle an!

Warum Perleberg ein Mehrwegsystem für  
Veranstaltungen und Konzerte braucht

Nur Hetze, keine Antworten auf die  
Fragen der Zeit - „Abschiebehysterie“  
schadet Brandenburger Unternehmen.

Stell dir vor, du bist auf So-
zialhilfe angewiesen. Du bist 
im Asylverfahren und be-
kommst deshalb 20 % weni-
ger als andere und darfst 
nicht arbeiten. Statt Bargeld 
kriegst du eine spezielle Kar-
te ohne dazugehöriges Kon-
to. Ein begrenzter Betrag 
wird in bar ausgezahlt (z.Zt. 
50 € / Kinder 25 €). Das Rest-
guthaben kannst du nur da 
ausgeben, wo es ein Lesege-
rät für diese spezielle Karte 
gibt. Über Kleinanzeigen und 
Flohmärkte an gebrauchte 
Sachen kommen, geht nicht. 
Klassenfahrten, Rechtsbei-
stand, eine Busfahrt bezah-
len, geht nicht. Nichts geht, 
wo es kein Spezialgerät für 
diese Karte gibt. Überwei-
sungen sind nur durchs Amt 

möglich. Die Verwaltung kann 
die Karte einsehen, sie kann 
die Geltung auf bestimmte 
Handelsketten beschränken 
oder auf ein Postleitzahlen-
gebiet begrenzen; sie kann 
die Karte ganz sperren. All 
das ist mit diesem System  
möglich. Jurist:innen warnen  
vor massiven Grundrechts- 
und Datenschutzverletzungen. 
Die Begründung für die Ein-
führung überzeugt nicht, hat 
der Wissenschaftliche Dienst 
des Bundestags in einem 
Gutachten festgestellt. 	  
Es geht also nicht um die 
Verhinderung fragwürdiger 
Geldtransfers. Es geht um 
Ausgrenzung und Diskrimi-
nierung. Und die lässt sich 
der Staat etwas kosten - 
bundesweit geschätzte 68 

Millionen Euro im Jahr für das 
Kartensystem. 	  
In den Kommunen entsteht 
zudem ein großer büro- 
kratischer Mehraufwand.  
Den Wahnsinn Bezahlkarte 
haben in Nordrhein-Westfa-
len 60 Kommunen abgelehnt.	
In Brandenburg lehnte nur 
Potsdam die Einführung ab. 	
Die Linke ruft zusammen mit 
vielen Brandenburger Initia-
tiven zu Tauschaktionen auf.  

Gemäß des üblichen Verfah-
rens stand der Vorsitz der AfD 
zu. Doch der AfD-Kandidat 
Christopher Tamm erwies 
sich als untragbar. Auf seinem 
Instagram-Kanal greift das 
ehemalige Mitglied der extrem 
rechten Jungen Alternative 
politische Gegner:innen per-
sönlich an, stellt sich als Spre-
cher der Jugend der Neuen 
Rechten dar, als Kämpfer 
gegen Diversität und Verfech-
ter einer als „Remigration“ be-
zeichneten Deportationspoli-
tik.  Wie soll er die Leitung 
eines Gremiums übernehmen, 
das sich für die Belange aller 

Kinder und Jugendlichen,  
ungeachtet ihrer Herkunft,  
Religion oder sexuellen Orien-
tierung, einsetzt? Trotz mehr-
facher Aufforderung benann-
te die AfD-Fraktion keinen ge- 
mäßigteren Kandidaten. Alle 
bisherigen Sitzungen endeten 
deshalb ohne Wahl des Vor-
sitzes.  
Um das Verfahren nicht zu 
untergraben, einigten sich die 
demokratischen Parteien dar-
auf, nicht für den Vorsitz zu 
kandidieren. Laut Kommunal-
recht und den Regularien des 
Landkreises wird der Vorsitz 
eines beschließenden 

Ausschusses aber „aus seiner 
Mitte“ gewählt. Dies schließt 
die stimmberechtigten Aus-
schuss-Mitglieder von freien 
Trägern der Jugendhilfe ein, 
die nicht parteipolitisch ge-
bunden sind. In der Sitzung 
vom 19. Mai 2025 stellte sich 
schließlich Konstantin Ber-
nitzki, Vertreter des SOS-Kin-
derdorfs Prignitz, zur Wahl 
und wurde mit großer Mehr-
heit gewählt. 	  
Wir als Fraktion Die Linke/
Bündnis 90/Die Grünen wer-
ten diese Wahl als ein starkes 
und wichtiges Zeichen für de-
mokratische Verantwortung, 

für die Achtung aller Lebens-
realitäten und für eine offene, 
solidarische Kinder- und Ju-
gendhilfe im Landkreis Prig-
nitz. Wir danken den freien 
Trägern, die sich in dieser Fra-
ge klar positioniert haben. 
Unsere Glückwünsche und 
volle Unterstützung gelten 
Herrn Bernitzki für seine neue 
Aufgabe.	  
■■ Benjamin Fechner,	  
Kreistagsabgeordneter und 
Ausschussmitglied der Fraktion 
Die Linke/Bündnis 90/Die Grü-
nen vertritt für die Linke die In-
teressen einer solidarischen 
und inklusiven Jugendpolitik.

Wenn du die Einführung 
der Bezahlkarte genau-
so skandalös findest, 
wie wir, kannst du  
etwas sehr wirksames 
dagegen tun.  
Tausche 50 Euro  
Bargeld gegen einen 
Gutschein im Wert von 
50 Euro, mit dem du 
dann bei den üblichen 
Ladenketten einkaufen 
kannst. 
Melde dich bei prignitz-
tauscht@gmx.de

Die Bezahlkarte für Asylsuchende ist ein  
autoritärer Angriff auf den Sozialstaat  
und auf das Gleichheitsversprechen im 
Grundgesetz.
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aufhören. Wir brauchen Sicherheit für unseren Regional-
verkehr und bessere Verbindungen.

Ende April kam die Schockmel-
dung: Der RB 73/74 steht vor 
dem Aus. Eine Nachbestellung 
der Linie ist ungewiss. 10 Tage 
später die Kehrtwende: Ina 
Bartmann, Staatssekretärin für 
Infrastruktur, bezieht Stellung 
und versichert: Die Strecke 
bleibt, spricht sich sogar für 
einen Ausbau aus. Da fragt man 
sich doch: Was denn nun? 	Wa-
rum werden Strecken des öf-
fentlichen Nahverkehrs immer 

wieder in Frage gestellt?	  
Die Linke fordert einen verläss-
lichen Nahverkehr, damit kein 
Mensch, der darauf angewie-
sen ist, um seine Strecke ban-
gen muss. Schluss mit der Fo-
kussierung im ÖPNV auf Berlin 
und Hamburg. Das Ergebnis 
dieser Priorisierung sind lange 
Wartezeiten, zum Beispiel für 
alle, die vom  RB73 in den RE8 
Richtung Wittenberge umstei-
gen müssen. In Neustadt 

angekommen muss man dann 
circa eine Stunde warten, weil 
der Anschlusszug planmäßig 
bereits vor wenigen Minuten 
abgefahren ist.	  
Die Linke setzt sich auch für 
einen Ausbau der Nord-Süd-
Achse zwischen Neustadt bzw 
Güstrow und Rostock ein.  
Das Potenzial dieser Strecke ist 
bereits im März 2023 von 

Expert:innen einstimmig bestä-
tigt worden. Durch eine zweite 
Schienenverkehrsachse zwi-
schen Berlin und Rostock  
könnte man von Kyritz, Wust-
erhausen/Dosse, Pritzwalk und 
Meyenburg, von Plau und Kra-
kow am See in Richtung Berlin, 
Rostock und Hamburg pendeln. 
Ein Plus für Region und Klima!	
■■ Julia Köppe

„Schluss mit der Abschiebe-
Hysterie – Deutschland braucht 
eine entschlossene Willkom-
menskultur“, so die Überschrift 
über dem wenig beachteten 
Forderungskatalog des Unter-
nehmerverbandes Berlin-Bran-
denburg  (UVBB) im Februar 
diesen Jahres. Medien und 
Politik seien dominiert von 
einem „Überbietungswettbe-
werb, wer die härtesten Ab-
schieberegeln durchsetzen 

kann“, beklagt der Unterneh-
merverband. Das schade der 
Lösung des größten Problems 
der Unternehmen in Branden-
burg: dem Mangel an Arbeits-
kräften. Der Verband fordert 
kürzere Wartezeiten auf 
Arbeitserlaubnisse im Asylver-
fahren, Aufenthaltstitel nach 
einem Jahr für Arbeitssuchen-
de, Abschiebestopp für Asyl-
bewerber mit Jobaussicht, 
schnelle Visaverfahren und  

Berufsanerkennungen.  
„Wir müssen die Willkommens-
kultur nicht nur in unseren  
Gesetzen verankern, sondern 
vor allem in unserer Haltung 
gegenüber denjenigen, die 
unsere Zukunft mitgestalten 
wollen.“ Der Mittelstand sei 
sonst existenziell gefährdet. 	
Genau entgegengesetzt dazu 
fordert die AfD die „Umorientie-
rung von einer Willkommens- 
zu einer Abschiebekultur“. Das 
Potsdamer Moses Mendelss-
hon Zentrum (MMZ) hat für 
eine kürzlich erschienene 

Studie über die Brandenburger 
AfD deren Kommunalprogram-
me gesichtet und ein sehr un-
einheitliches Bild gefunden, bis 
auf diesen einen Punkt. Und 
genau da hat sich die CDU der 
AfD erschreckend angenähert.  
Nicht zufällig nennt der  
Unternehmerverband seine 
Forderungen einen „Fünf-
Punkte-Plan für eine echte  
Willkommenskultur in Deutsch-
land“, sozusagen als Entgeg-
nung zum Fünf-Punkte-Ab-
schottungs-Plan des Friedrich 
Merz.

Perleberg ist stolz auf seine  
lebendige Kultur- und Sport-
szene: Konzerte, Stadtfeste, 
Sportveranstaltungen und 
Märkte bringen Menschen 
zusammen und schaffen Ge-
meinschaft. Doch mit jedem 
Event entsteht auch eine 
Menge Müll – vor allem durch 
Einwegbecher und -geschirr. 
Ein Mehrwegsystem könnte 
das ändern und die Stadt 
nachhaltiger machen.	  
Bei Veranstaltungen landen 
oft tausende Einwegbecher 

im Müll. Diese sind meist aus 
Kunststoff und werden nur 
wenige Minuten genutzt – mit 
langfristigen Folgen für die 
Umwelt. Ein Mehrwegsystem, 
bei dem Becher und Geschirr 
nach Gebrauch gereinigt und 
wiederverwendet werden, 
reduziert nicht nur den Abfall, 
sondern auch die CO₂-Bilanz 
solcher Events deutlich.	  
Andere Städte machen es 
bereits vor: Sie setzen auf 
einheitliche, standardisierte 
Mehrwegbecher, die bei 

vielen Veranstaltungen im 
Umlauf sind. Auch in Perle-
berg wäre das möglich – 
durch die Zusammenarbeit 
von Stadt, Veranstaltern und 
Gastronomie. Besucher:innen 
würden durch ein Pfandsys-
tem motiviert, Becher zurück-
zugeben. Das ist einfach, 
praktikabel und längst er-
probt.	  
Ein Mehrwegsystem stärkt 
zudem das nachhaltige Image 
Perlebergs. Es zeigt: Unsere 
Stadt denkt an morgen und 

übernimmt Verantwortung. 
Sauberere Plätze, weniger 
Müll und ein gutes Gefühl bei  
Veranstaltungsbesucher:innen –  
all das spricht für eine  
Umstellung. Jetzt ist der  
richtige Zeitpunkt, diesen 
Schritt gemeinsam zu gehen.	
Die Linke hat in die Stadt- 
verordnetenversammlung  
Perleberg einen Antrag ein-
gebracht, die Einführung 
eines Mehrwegsystems zu 
prüfen. 
■■ Thomas Domres

Die Zukunft des RB 73/74 und  
die Bedeutung eines zuverlässigen 
Nahverkehrs im ländlichen Raum

Klares Signal für Vielfalt und Verantwortung:  
Der Jugendhilfeausschuss Prignitz  
wählt neuen Vorsitz

Das geht  
uns alle an!

Warum Perleberg ein Mehrwegsystem für  
Veranstaltungen und Konzerte braucht

Nur Hetze, keine Antworten auf die  
Fragen der Zeit - „Abschiebehysterie“  
schadet Brandenburger Unternehmen.

Stell dir vor, du bist auf So-
zialhilfe angewiesen. Du bist 
im Asylverfahren und be-
kommst deshalb 20 % weni-
ger als andere und darfst 
nicht arbeiten. Statt Bargeld 
kriegst du eine spezielle Kar-
te ohne dazugehöriges Kon-
to. Ein begrenzter Betrag 
wird in bar ausgezahlt (z.Zt. 
50 € / Kinder 25 €). Das Rest-
guthaben kannst du nur da 
ausgeben, wo es ein Lesege-
rät für diese spezielle Karte 
gibt. Über Kleinanzeigen und 
Flohmärkte an gebrauchte 
Sachen kommen, geht nicht. 
Klassenfahrten, Rechtsbei-
stand, eine Busfahrt bezah-
len, geht nicht. Nichts geht, 
wo es kein Spezialgerät für 
diese Karte gibt. Überwei-
sungen sind nur durchs Amt 

möglich. Die Verwaltung kann 
die Karte einsehen, sie kann 
die Geltung auf bestimmte 
Handelsketten beschränken 
oder auf ein Postleitzahlen-
gebiet begrenzen; sie kann 
die Karte ganz sperren. All 
das ist mit diesem System  
möglich. Jurist:innen warnen  
vor massiven Grundrechts- 
und Datenschutzverletzungen. 
Die Begründung für die Ein-
führung überzeugt nicht, hat 
der Wissenschaftliche Dienst 
des Bundestags in einem 
Gutachten festgestellt. 	  
Es geht also nicht um die 
Verhinderung fragwürdiger 
Geldtransfers. Es geht um 
Ausgrenzung und Diskrimi-
nierung. Und die lässt sich 
der Staat etwas kosten - 
bundesweit geschätzte 68 

Millionen Euro im Jahr für das 
Kartensystem. 	  
In den Kommunen entsteht 
zudem ein großer büro- 
kratischer Mehraufwand.  
Den Wahnsinn Bezahlkarte 
haben in Nordrhein-Westfa-
len 60 Kommunen abgelehnt.	
In Brandenburg lehnte nur 
Potsdam die Einführung ab. 	
Die Linke ruft zusammen mit 
vielen Brandenburger Initia-
tiven zu Tauschaktionen auf.  

Gemäß des üblichen Verfah-
rens stand der Vorsitz der AfD 
zu. Doch der AfD-Kandidat 
Christopher Tamm erwies 
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Die Bezahlkarte für Asylsuchende ist ein  
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Neuruppin als Stadt der Bil-
derbögen ist den meisten  
Menschen unserer Gegend 
ein Begriff. Aber kennen sie 
auch das Buch „Märkischer 
Bilderbogen“?

Gisela Heller wurde 1929 in 
Breslau geboren. Nach der 
Flucht aus der Heimat lernte 
sie zunächst Buchhändlerin 
in Leipzig, bevor sie beim 
Rundfunk arbeitete und  
eigene Texte veröffentlich-
te. Als Journalistin und 
Schriftstellerin reiste sie 
1972 und 1974 auf den Spu-
ren Fontanes durch die Mark 
Brandenburg vom Spree-
wald bis zum Stechlin. So 
entstand ihr „Märkischer  
Bilderbogen“, in dem natür-
lich auch Neuruppin, Fehr-
bellin und Wustrau eine Rolle 
spielen. 	  
Das Leben so darzustellen, 
wie es wirklich ist, war  
ihr wichtig. Sie verband  
geschickt Fontanes Erzäh-
lungen mit der Realität vor 
inzwischen 50 Jahren, …
auch schon Geschichte. Das 
beweisen all ihre Bücher,  
die von Persönlichkeiten 
und deren Leben in der Ver-
gangenheit berichten. Be-
sonders lesenswert ist ihre 
biografische Erzählung  
„Geliebter Herzensmann“ 
über Emilie Fontane.	  

Als Gisela Heller damals das 
Zietenschloss in Wustrau 
besuchte, war es noch die 
Schule für ca. 500 Kinder, 
die dort bis zur 10. Klasse 
lernten, und sie traf auf die 
junge Deutschlehrerin  
Ursula Fink. Diese half ihr, im 
Ort und in der Umgebung 
Kontakte zu Einrichtungen 
und Personen herzustellen. 
Das war der Beginn einer 
langen Freundschaft.	  
Das Schicksal wollte es, 
dass sich beide Frauen 2011 
bei einem Sommerkonzert in 
der Wustrauer Kirche wieder- 
sahen und seitdem in regem 
Briefwechsel standen. 	  
2020 kam es zwischen  
Gisela Heller und Ursula Fink 
zu einer erneuten Begeg-
nung in Neuruppin, denn die 
Schriftstellerin brachte mit 
einer Freundin etliche Exem-
plare ihres biografischen 
Werkes „Meine Irrungen, 
Wirrungen“ in die Buchhand-
lung zum Verkauf. In diesem 
Buch mit über 700 Seiten 
schildert die Schriftstellerin 
auf sehr unterhaltsame Wei-
se ihr langes, facettenrei-
ches Leben, das nun zu 
Ende gegangen ist.	  
	  
Halten wir das Andenken an 
diese bemerkenswerte Frau 
und ihre fleißige Arbeit in  
Ehren.

Am 8. Mai 2025 jährte sich 
zum 80. Mal nicht nur das 
Ende des Zweiten Welt-
kriegs in Europa. 	  
	  
Der 8. Mai war der Tag der 
Befreiung von dem men-
schenverachtenden System 
der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft.	

Befreit wurden nicht nur die 
überlebenden Opfer des Na-
tionalsozialismus, sondern 
auch Deutschland  von einem 
verbrecherischen Regime, 
das einen Weltkrieg entfes-
selte, Europa in Trümmer 
legte und die industrielle 
Vernichtung von Millionen 
Menschen betrieb.	  

Besonderes Gedenken ge-
bührt der jüdischen Opfer 
des Holocaust. In Ostprig-
nitz-Ruppin und in der  

Prignitz fanden an  
zahlreichen Gedenkorten  
Kranzniederlegungen statt. 
■■ Gerlinde Krahnert

Auch in Kyritz hat das  
NS-Regime tiefe Wunden 
hinterlassen. 

Bereits kurz nach der Macht-
übernahme 1933 wurden jüdi-
sche Bürger:innen Opfer anti-
semitischer Gewalt. 1938 
wurde der jüdische Friedhof 
zerstört. 1945 starben 48 jüdi-
sche Häftlinge bei einem Luft-
angriff nahe Kyritz – sie waren 
auf einem Todesmarsch aus 
dem KZ Bergen-Belsen.	  

Doch auch Zeichen der 
Menschlichkeit gab es: Der jü-
dische Anwalt Theodor Stei-
gerwald und seine Frau wur-
den ab 1942 von einer Kyritzer 
Familie versteckt – er wurde 
nach Kriegsende sogar Poli-
zeipräsident der Ostprignitz.	
Und in den letzten Kriegsta-
gen, in der Nacht vom 1. zum 

2. Mai 1945, zeigten Bürger 
wie Superintendent Fritz Leut-
ke und Erich Friede Mut und 
Weitsicht. Sie hissten die wei-
ße Fahne auf dem  
Rathausturm – und retteten 
Kyritz vor der Zerstörung.  
Die Stadt wurde kampflos der 
Roten Armee übergeben. 
■■ Holger Kippenhahn

Unter den Teilnehmenden 
der Gedenkveranstaltung in 
Wittstock waren Schüler:in-
nen der beiden weiterfüh-
renden Schulen der Stadt. 
Eine der Redner:innen war 
die 15jährige Maja Hoffmann. 
Sie sprach von Schuld und 
Verantwortung, vom Zuhö-
ren, Erinnern und Handeln. 
„Es ist keine Schuld, die wir 
tragen, aber es ist Verant-
wortung. Und diese Verant-
wortung hält jeder von uns in 
seinen Händen. Unsere El-
tern, unsere Großeltern, 
eigentlich jede erwachsene 
Person in unserem Umfeld 
hat die Verantwortung, uns 
jungen Menschen zu zeigen, 
wann wir wie handeln müs-
sen und welche Entschei-
dungen richtig oder falsch 

sind. Denn jede Entschei-
dung, die wir treffen, hat  be-
stimmte Folgen. Und wir als 
jüngere Generation tragen 
die Verantwortung für unse-
re Zukunft. Dafür, dass jeder 
Mensch auch als Mensch an-
gesehen wird. Dafür, dass 
wir niemanden mehr in Ras-
sen einteilen. Dafür, dass 
niemandem das Leben ge-
nommen wird. Dafür, dass 
wir friedlich miteinander le-
ben, auch wenn wir alle 
unterschiedliche Meinungen 
haben.	  
Und gerade deswegen soll-
ten wir anfangen hinzuhören, 
nachzufragen und uns zu er-
innern. Nicht, weil wir in der 
Vergangenheit leben, sondern 
weil wir ihr etwas schulden.	
Es reicht nicht, nur Blumen 

niederzulegen. Es reicht 
nicht, nur Worte zu sagen, 
egal wie viele es sind. Es 
braucht Taten gegen das 
Vergessen, gegen das Ver-
harmlosen, gegen das er-
neute Wegsehen. Denn Frie-
den ist nichts, was einfach 
bleibt. Frieden ist etwas, das 
wir jeden Tag verteidigen 
müssen. In unseren Herzen, 
in unseren Erinnerungen, in 
unseren Entscheidungen und 
in unserem Zusammenle-
ben.“	 Am Nachmittag des-
selben Tages veranstaltete 
das Bündnis „Wittstock be-
kennt Farbe“ eine Lesung auf 
dem Wittstocker Marktplatz, 
die an die Bücherverbren-
nung durch die Nationalso-
zialisten im Jahr 1933 erin-
nerte. Auch hier waren 

zahlreiche Jugendliche da-
bei. Die Tatsache, dass 
unsere junge Generation sich 
so aktiv bei diesen ge-
schichtsträchtigen Veran-
staltungen einbringt, macht 
mir Mut und gibt Hoffnung 
für das zukünftige Miteinan-
der in dieser unsicheren 
Zeit.	  
■■ Angelika Noack

Ein  
Nachruf.

Der 8. Mai 2025:  
80. Jahrestag  
der Befreiung

Kyritz.  
Aus der  
Vergangenheit  
lernen

Wittstock. „Wir tragen  
Verantwortung für unser Handeln“

Gedenken in Wittenberge

Gisela Heller ist tot.  
Sie starb bereits am 3. März 2025  
in Potsdam.

Gisela Heller am 1.9.2020 in Neuruppin, Café Huth 
Foto: Ursula Fink

„Meine Irrungen, Wirrungen“,  
Gisela Heller (2020)

Der Märkische Bilderbogen,  
Gisela Heller (1976)

von Elfi Minke und Ursula Fink
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Termine
Mo 16.06. // 18:30 Uhr 
Spieleabend  
Schinkelstraße 13, 
Neuruppin

Do 03.07. // 18 Uhr 
Neumitgliedertreffen  
aus dem Bereich Wittstock- 
Heiligengrabe

Sa 05.07. // 14-17 Uhr 
Repaircafe,  
Burgstraße 27, Wittstock

Melissa, besser bekannt als 
Meli, ist 27 Jahre alt. Anfang 
des Jahres hat sie sich ge-
meinsam mit ihrem Mann ent-
schieden, der Linken beizu-
treten. „Ausschlaggebend“, so 
sagt sie heute, „waren vor al-
lem die gesellschaftliche Situ-
ation, das Erstarken der AfD, 
die soziale Schieflage und 
auch das Agieren der Linken. 
Wir wollten nicht mehr am 
Rand stehen, sondern uns en-
gagieren“, sagt die Pferdewir-
tin, die voller Leidenschaft auf 
der Banti-Cow-Ranch arbei-
tet. Und da der Weg zur Lin-
ken auch online möglich ist, 
war es kein Hindernis, dass 
sie vor Ort niemand von der 
Partei kannte. Das änderte 
sich nach dem Eintritt ganz 
schnell, denn die 

Genoss:innen vor Ort hießen 
sie und ihren Mann ziemlich 
schnell willkommen. 	  
In ihrer Jugend ist Meli im 
Spreewald, ihrer Heimatre-
gion, immer wieder auf Neo-
nazis gestoßen, die überall ihr 
Unwesen trieben. Vor oder 
sogar in den Schulen, in Ju-
gendklubs und überall dort, 
wo sich junge Menschen tra-
fen. Sie boten Gemeinschaft, 
Lagerfeuer, Alkohol und ein-
fache, meist menschenver-
achtende Antworten. Viele 
ihrer Schulkameraden fielen 
auf diese Leute rein, denn sie 
boten Geselligkeit und An-
erkennung. Meli engagierte 
sich unterdessen bei den jun-
gen Humanisten. Heute ist sie 
froh darüber, dass diese Or-
ganisation ihr auch Einblicke 

in die deutsche Vergangen-
heit ermöglichte. Sie besuch-
ten Gedenkstätten, die über 
das schreckliche Leid der 
Menschen Aufschluss geben, 
die von den Nazis zusammen-
gepfercht, gefoltert und tau-
sendfach ermordet wurden. 
„Das darf es nie wieder ge-
ben“, sagt Meli, „wir dürfen nie 
wieder wegschauen, wenn 
Menschen diffamiert, ernied-
rigt und verfolgt werden, 
wenn es gegen die Schwächs-
ten der Gesellschaft geht.“	
Sie würde gern etwas für Kin-
der und Jugendliche tun, ge-
meinsam mit Gleichgesinnten 
in den Dörfern schauen, was 
es für Freizeitangebote gibt 
und Räume schaffen, für jun-
ge Leute. „Jugendliche brau-
chen Orte, an denen sie sich 

treffen und etwas sinnvolles 
tun können. Das dürfen wir 
nicht den Nazis überlassen“, 
ist Meli überzeugt.  	  
 
■■ Gerlinde Krahnert

Unter dem Motto „Welten 
verbinden“ konnten Interes-
sierte am 17. Mai wieder einen 
Blick hinter sonst verschlos-
sene Tore der Neuruppiner 
Innenstadt werfen. 	  
 
12 Höfe boten diesmal ein 
kleines Programm, darunter 
auch Die Linke mit ihrem Hof 
in der Schinkelstraße 13. Zwei 
besondere Highlights erwar-
teten diesmal die Besucher. 
Einmal die Künstlerin Annett 
Glöckner, die unter dem Motto 
„Kunst machen“ Kinder wie Er-
wachsene zum Mitmachen 
animierte. Zum zweiten 

mexikanische Folklore mit 
dem Gitarristen Irving San-
chez, der mit seiner Stimme 
und Musik die Menschen zum 
Verweilen und Entspannen 
einlud. Kaffee, Kuchen und 
Getränke trugen ebenfalls 
dazu bei, dass der Hof nicht 
leer wurde. Auch kurze Re-
genschauer konnten die Stim-
mung nicht trüben – es gab ja 
auch noch eine kleine Ausstel-
lung mit Arbeiten von Mari-
anne Kühn-Berger in den Räu-
men der Geschäftsstelle, die 
ebenfalls sehr gut angenom-
men wurde.	  
■■ Jürgen Schubert

In Wahlkampfzeiten prägen 
Plakate das Straßenbild. Doch 
was passiert mit diesen Plaka-
ten, nachdem die Wahl vorbei 
ist? Die meisten landen im 
Müll. Eine kreative Lösung für 
dieses Problem bietet das Up-
cycling von gebrauchten 
Wahlplakaten als Malgründe.	

Die sogenannten „Easyplates“ 
können nach dem Abhängen 
nach der Wahl als wiederver-
wendbare „Leinwände“ die-
nen. Künstler:innen und krea-
tive Köpfe können auf diesen 
Plakaten ihre Werke schaffen 
und somit nicht nur Müll spa-
ren, sondern auch einzigartige 

Kunstwerke hervorbringen.	
Die Künstlerin Jeanette Heene 
aus Goldbeck freut sich immer 
über neue Wahlplakate, um 
sie beispielsweise im Kunst-
unterricht zu nutzen. 	  
„Auch viele Kolleg*innen fra-
gen schon nach Nachschub.“ 
sagt sie. 	  
Auch das Goldbecker Burg-
theater nutzt die Wahlplakate. 
Für die Aufführung des  
Stückes „Die Meistersinger 
von Goldbeck“ fertigte Agnes 
Domke aus Berlin daraus  
Requisiten. „Indem wir ge-
brauchte Wahlplakate als  
Malgründe und ähnliches ver-
wenden, können wir nicht nur 
Müll vermeiden, sondern die-
se auch kreativ nutzen.“ so die 
Künstlerin. 	  
Also, warum nicht das nächste 
Wahlplakat zu einem Kunst-
werk umfunktionieren und so-
mit einen Beitrag zum Um-
weltschutz leisten?	  
■■ Christian Richter

Die Hoffnungsträgerin der 
Brandenburger SPD, Innen-
ministerin Katrin Lange, ist 
nach nur 5 Monaten im Amt 
zurückgetreten.  
 
Sie hat „den Hass und die per-
sönlichen Anfeindungen auch 
aus den eigenen Reihen“ nicht 
mehr ertragen wollen. Schließ-
lich hatte sie doch nur den 
Verfassungsschutzchef ent-
lassen, weil er sie über die Hö-
herstufung der brandenburgi-
schen AfD als gesichert 
rechtsextrem nicht rechtzeitig 
informiert hatte. Mit der Welle 
der Empörung aus der Zivilge-
sellschaft hatte Lange nicht 
gerechnet. Und schon gar nicht 
mit der Reaktion ihrer eigenen 
Genoss:innen. So etwas hatte 
es in der SPD in Brandenburg 
noch nie gegeben. Nicht 

einmal dem Landesvorsitzen-
den, der bis zuletzt uneinge-
schränkt zu Katrin Lange hielt, 
folgten die Basis und gewich-
tige Teile der Landtagsfrak-
tion. Der Vorhalt, die Innen-
ministerin sei auf dem rechten 
Auge blind, wog zu schwer.	
Nun soll es René  
Wilke richten. Der, nachdem 
er sich von den Linken  
getrennt hatte, partei- 
lose Oberbürgermeister von 
Frankfurt (Oder), wegen 

seiner Kompetenz und Gradli-
nigkeit über Parteigrenzen 
hinweg anerkannt, wurde am 
22. Mai 2025 zum Innenminis-
ter berufen. Auch das ist ein 
Indiz dafür, dass die einst so 
machtbesessene SPD aus der 
Spur geraten ist. Nun ist es an 
Wilke zu beweisen, dass er 
auch ohne SPD-Parteibuch 
das mächtige Innenressort im 
Interesse der Brandenbur-
ger:innen führen kann. 	  
■■ Gerlinde Krahnert

Vorgestellt: 
Melissa Liebscher,  
ein Neumitglied aus Bantikow

In eigener 
Sache  
Liebe Leserin,  
lieber Leser, 
heute halten Sie die  
erste gemeinsame Zei-
tung der Linken Kreisver-
bände Ostprignitz-Rup-
pin und Prignitz in den 
Händen. Mit der „Märki-
schen Linken“ wollen wir 
Sie über die Themen, 
Standpunkte und Erfah-
rungen der Linken infor-
mieren. Ob kommunal-, 
landes- oder bundespoli-
tisch, wir wollen Sie aus 
erster Hand informieren 
und gern auch Ihre  
Meinung erfahren.  
Wir freuen uns auf Ihre 
Vorschläge, Hinweise 
und Kritiken. Schreiben 
Sie uns auch Ihre thema-
tischen Wünsche an die 
im Impressum benannten  
Geschäftsstellen.  
Mit freundlichen Grüßen, 	
Ronny Kretschmer, Kreis-
vors. der Linken OPR und 
Thomas Domres, Kreis-
vors. der Linken Prignitz

Quo vadis, SPD?

Kunst auf Wahlplakaten:  
Eine kreative Lösung für 
weniger Müll

Neuruppiner öffnen 
ihre Höfe

Aus Wahlplakaten werden Kunstwerke, so geht Nachnutzung
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